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Bestimmungen und Verfahren für die Konformi-
tät mit und die Durchsetzung von Harmonisie-
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Zielsetzung: 
 

Der freie Warenverkehr stellt die am weitesten 
entwickelte der vier Grundfreiheiten des Bin-
nenmarkts dar. Er generiert etwa 25 % des BIP 
der EU und 75 % des Warenhandels zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten. Auf die EU entfällt circa 
ein Sechstel des internationalen Warenverkehrs. 
Der Warenverkehr zwischen den EU-
Mitgliedstaaten wurde 2015 mit 3063 Mrd. Euro 
veranschlagt.  Es bleibt jedoch noch viel zu tun, 
um einen vertieften und gerechten europäi-
schen Binnenmarkt zu erreichen.  
Die steigende Zahl illegaler und nicht konformer 
Produkte auf dem Markt verzerrt den Wettbe-
werb und stellt eine Gefahr für die Verbraucher 
dar. Viele Wirtschaftsakteure missachten die 
Regeln, entweder aus Unkenntnis oder vorsätz-
lich, um sich einen Wettbewerbsvorteil zu ver-
schaffen. Stärkere Abschreckungsmaßnahmen 
sind nach Ansicht der EU-Kommission erforder-
lich. 



 
Wesentlicher Inhalt: 
 

In ihrem Arbeitsprogramm 2017  hat die EU-
Kommission im Rahmen des „Waren-
Pakets“ eine Initiative zur Stärkung der Konfor-
mität der Produkte und zur Durchsetzung der 
EU-Harmonisierungsvorschriften für Produkte 
angekündigt. Diese Initiative soll das Problem 
der wachsenden Menge nicht konformer Pro-
dukte auf dem EU-Markt angehen und gleichzei-
tig Anreize für eine bessere Einhaltung der Vor-
schriften bieten und eine gerechte und gleiche 
Behandlung gewährleisten, die sowohl für die 
Unternehmen als auch für die Bürger von Vorteil 
sein wird.  
Die Initiative zielt im Wesentlichen darauf ab, 
die richtigen Anreize für Unternehmen zu schaf-
fen, Konformitätskontrollen zu intensivieren 
und eine engere grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen den Durchsetzungsbehör-
den zu fördern. 

 
Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei Beden-
ken: kurze Begründung): 
 

Keine Bedenken. 

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

./. 

Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 
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